Preußische Geſetz ammlung 


Jahrgang 1923 u] > 


Juhalt: Geſetz zur Anderung des Geſetzes über das Dienſteinkommen der Gewerbe, und Handelslehrer und »lehrerinnen an den 
— gewerblichen, kaufmänniſchen und hauswirtſchaftlichen Berufsſchulen (Pflichtfortbildungsſchulen) [Gewerbe- und Handels- 
lehrer⸗Dienſteinkommensgeſetz — G. D. G. —] vom 10. Juni 1921/17. Oktober 1922, S. 413. — Verordnung zur Anpaſſung 
der Steuergeſetze an die Geldwertänderung, S. 415. — Juſtimmungserklärung des Staatsminiſteriums zu der kirchlichen Not: 
verordnung zur vorläufigen Regelung des landeskirchlichen Umlagebedarfs, S. 116. — Verordnung über eine Erhöhung des Aus- 
gleichszuſchlags und der Frauenbeihilfe, S. 418. — Dritte Verordnung, betreffend die Erhebung einer N ohnungsbauabgabe in 
Preußen, S. 418. — Erlaß des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten, betreffend Anderung des Tarifs für die Gebühren 
der Kreistierärzte in gerichtlichen Angelegenheiten vom 15. Juni 1905 und vom 3. März 1913, S. 419. — Erlaß des Miniſters für 
Volkswohlfahrt, betreffend Anderung des Tarifs für die Gebühren der Kreisärzte uſw., S. 419. — Bekanntmachung über den Bezugs— 
preis der Preußiſchen Geſetzſeammlung, ©. 220. — Bekanntma chung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die Regierungs- 
amtsblätter veröffentlichten Erlaſſe, Urkunden uſw., ©. 420. ; 


(Nr. 12608.) Geſetz zur Anderung des Geſetzes über das Dienſteinkommen der Gewerbe- und Handels- 
lehrer und -Iehrerinnen an den gewerblichen, kaufmänniſchen und hauswirtſchaftlichen Berufs⸗ 
ſchulen (Pflichtfortbildungsſchulen) [Gewerbe⸗ und Handelslehrer⸗Dienſteinkommensgeſetz 
— G. D. G. —] vom 10. Juni 1921 (Geſetzſamml. S. 421/17. Oktober 1922 (Geſetzſamml. 
S. 315). Vom 25. Auguſt 1923. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Artikel 1. 

Die §§ 16 und 17 des Geſetzes über das Dienſteinkommen der Gewerbe- und Handelslehrer 
und ehrerinnen an den gewerblichen, kaufmänniſchen und hauswirtſchaftlichen Berufsſchulen (Pflicht 
fortbildungsſchulen) [Gewerbe- und Handelslehrer-Dienſteinkommensgeſetz — G. D. G. — ] vom 
10. Juni 1921 (Geſetzſamml. S. 421/17. Oktober 1922 (Geſetzſamml. S. 315) erhalten folgende 
Faſſung: SS ER i 

s 16. 
Schulbeiträge. 

) Zur Deckung der Schulunterhaltungskoſten können die Gemeinden (weiteren Kommunal- 
verbände) Schulbeiträge erheben. 5 5 

e) In dieſem Falle ſind zur Leiſtung von Schulbeiträgen verpflichtet: 

a) die zur Gewerbeſteuer veranlagten Gewerbetreibenden des Bezirkes, 

p) die nicht zur Gewerbeſteuer veranlagten Arbeitgeber berufsſchulpflichtiger Jugendlicher 
des Bezirkes, 

e) die gewerbeſteuerfrei veranlagten Gewerbetreibenden des Bezirkes, die berufsſchulpflichtige 
Jugendliche beſchäftigen, und 

d) die geſetzlichen Vertreter derjenigen berufsſchulpflichtigen Jugendlichen, die in keinem 
Arbeitsverhältniſſe ſtehen. a 
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(3) Die Schulbeiträge werden in der Form von Zuſchlägen zu der ſtaatlich veranlagten 
Gewerbeſteuer erhoben. Die Höhe der Zuſchläge wird in den Fällen zu a nach zuvoriger Ans 
hörung der beteiligten geſetzlichen Berufsvertretungen durch Beſchluß der Gemeinden (weiteren 
Kommunalverbände) feſtgeſetzt. Die Summe dieſer Beiträge darf die Hälfte der durch Zuſchüſſe 
des Reichs und des Staates nicht gedeckten Unterhaltungskoſten ſämtlicher Berufsſchulen nicht 
überſteigen. Die Höhe der Beiträge beträgt in den Fällen zu b für jeden beſchäftigten berufs⸗ 
schulpflichtigen Jugendlichen höchſtens den auf einen Jugendlichen entfallenden Durchſchnittsſatz der 
zu Beginn des Schuljahrs nach a veranſchlagten Schulbeiträge, unter den Fällen zu e und d 
für jeden Jugendlichen höchſtens die Hälfte des Satzes zu b. 

(1) Die Schulbeiträge find Kommunalabgaben im Sinne des Geſetzes vom 14. Juli 1893 
(Geſetzſamml. S. 152). \ 

(5) Die Gemeinden (weiteren Kommunalverbände) find verpflichtet: 

a) den Körperſchaften öffentlichen Rechts, die eine öffentliche Berufsſchule oder eine von 
der Schulaufſichtsbehörde als ſolche anerkannte Schule unterhalten, von den gemäß 


Abf. 3 erhobenen Schulbeiträgen den nach Maßgabe der Schülerzahl auf dieſe entfallen⸗ 


den Anteil abzuführen und 

b) Gewerbetreibenden, die für ihre jugendlichen Arbeiter oder für einen Teil davon eigene, 
vom Staate anerkannte Werkſchulen unterhalten, die Schulbeiträge um einen der Zahl 
der Werkſchüler entſprechenden Betrag zu ermäßigen. 

(6) Für Berufsſchulpflichtige, die eine Berufsſchule außerhalb ihres Arbeitshezirkes beſuchen, 
hat die Schulbeitrag erhebende Gemeinde (der weitere Kommunalverband) die im Abſ. 3 vorgeſehenen 
Beträge zu erheben und an die Gemeinde des Schulorts abzuführen. Die Gemeinde des Schulorts 
kann hierauf verzichten. Erhebt die Arbeitsgemeinde keine Schulbeiträge, ſo kann die Schulgemeinde 
von dem außerhalb ihres Bezirkes wohnenden Arbeitgeber den nach Abſ. 3 in Frage kommenden 
Durchſchnittsbetrag erheben. 5 

(7) Liegt ein Gewerbebetrieb in mehreren Gemeinden, fo iſt der von ihm zu zahlende Schul- 
beitrag nach der Schülerzahl auf die verſchiedenen Schulgemeinden zu verteilen. 

(s) Von den am Unterrichte freiwillig teilnehmenden Schülern und Schülerinnen iſt ein 


Schulgeld zu erheben, das für Gemeindeangehörige nach Stunden berechnet im Verhältniſſe den im 


Abf. 3 Fall b bezeichneten Betrag nicht überſteigen darf. Von auswärtigen Schülern (Schülerinnen) 
kann ein höheres Schulgeld erhoben werden. a 
§ 17. 
f Staatszuſchüſſe. 
() Zur Gewährung von Zuſchüſſen an die Schulträger ſtellt der Staat einen Betrag in 


Höhe eines Drittels der durch Zuſchüſſe des Reichs nicht gedeckten perſönlichen Unterhaltungskoſten 


ſämtlicher Berufsſchulen bereit. 

(2) Über die Verwendung dieſer Mittel entſcheidet der Handelsminiſter im Einvernehmen mit 
dem Finanzminiſter. Die Grundſätze für die Verwendung der Mittel werden von den beteiligten 
Miniſtern nach Anhörung der Vertretungen der beteiligten Gemeinden feſtgeſetzt. 

(3) Vorausſetzung für die Gewährung von Staatszuſchüſſen iſt, daß die Einrichtungen und 
die Lehrpläne der Schulen den Beſtimmungen des Handelsminiſteriums entſprechen. 


Wee 


aan 
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Artikel 2. 
816 dieſes Gefeßes tritt am 1. Oktober 1923, $ 17 mit Beginn des Rechnungsjahrs 1923 
in Kraft. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 25. Auguſt 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
(Siegel.) Für den Finanzminiſter: 
Braun. Siering. Boelitz. 


(Nr. 12609.) Verordnung zur Anpaſſung der Steuergeſetze an die Geldwertänderung. Vom 1. September 1923. 


Das Staatsminiſterium hat auf Grund des Artikels 55 der Verfaſſung in Übereinſtimmung mit dem im 
Artikel 26 der Verfaſſung vorgeſehenen Ständigen Ausſchuſſe des Landtags folgende Verordnung mit Geſetzes⸗ 
kraft erlaſſen: 
Artikel 1. 
Das Geſetz zur Anpaſſung der Steuergeſetze an die Geldwertänderung vom 31. Juli 1923 (Geſetzſamml. 
S. 361) wird wie folgt geändert: 
1. § erhält folgende Faſſung: 

Die in den Geſetzen vorgeſehene Anpaſſung der Steuern an die Geldwertänderung erfolgt, 
ſofern ſich aus dem Geſetze nicht etwas anderes ergibt, für jedes Kalendervierteljahr oder für jeden 
Kalendermonat durch Vervielfachung der für das erſte Vierteljahr oder den erſten Monat des 
Rechnungsjahrs 1923 geltenden Skeuerbeträge. Als Höchſtgrenze für die Vervielfachung wird 
vierteljährlich (monatlich) vom Staatsminiſterium eine Verhältniszahl feſtgeſetzt, die der Anderung 
des Geldwerts ſeit dem 1. April 1923 Rechnung trägt. Die Vervielfachung für das einzelne 
Vierteljahr und den einzelnen Monat iſt nach dem Einnahmebedarf innerhalb dieſer Höchſtgrenze 
zu bemeſſen. 

Die vierteljährliche Verhältniszahl ſoll jeweils bis zum 1. des zweiten Monats des Viertel⸗ 
jahrs, die monatliche Verhältniszahl bis zum 1. des Monats feſtgeſetzt werden. Die Verhältnis⸗ 
zahl darf die Zahl nicht überſteigen, mit der das Goldzollaufgeld der Reichszollverwaltung zur 
Zeit der Feſtſeung der Verhältniszahl gegenüber dem Goldzollaufgelde vom 1. April 1923 ver⸗ 
vielfacht worden iſt. 

Beträgt das Goldzollaufgeld am 15. des zweiten Monats eines Vierteljahrs mehr als das 
Doppelte des Standes bei Feſtſetzung der Verhältniszahl für dieſes Vierteljahr, ſo kann das 
Staatsminiſterium die feſtgeſetzte Verhältniszahl abändern. : 

Im 8 6 
a) erhält Abſ. ! folgende Faſſung: 

Wird die Zahlung von ſtaatlichen Steuern, einſchließlich der durch Geſetz angeordneten 
Vorauszahlungen, nicht rechtzeitig geleiſtet, fo iſt nach näherer Anordnung des Finanz: 
miniſters ein Zuſchlag zu zahlen. 

b) werden die Abſ. 2 und 3 geſtrichen. 
858 erhält folgende Faſſung: n : 

Nach näherer Anordnung des Finanzminiſters kann auch im Falle der Stundung eines 
Steuerbetrags ein Zuſchlag erhoben werden. 

4. In den §§ 9 und 10 Abf. 1 und 2 werden die Worte „Ss 6 bis 8“ und „SS 6 bis 9“ jeweils 
erſetzt durch die Worte „SS 6, 7, 


e 


9 


0 
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Artikel 2. a 
Das Geſetz vom 14. Februar 1923 über die Erhebung einer vorläufigen Steuer vom Grundvermögen 
(Geſetzſamml. S. 29) in der Faſſung des § 2 des Geſetzes vom 31. Juli 1923 zur Aupaſſung der Steuergeſetze 
an die Geldwertänderung (Geſetzſamml. S. 361) wird wie folgt geändert: 
Im 8 2 Abf. 1 Satz 3 werden die Worte „nach Anhörung eines Ausſchuſſes des Staatsrats und mit 
Zuſtimmung eines Ausſchuſſes des Landtags“ geſtrichen. 5 ES > 
Im $ 2 Abſ. 1 wird folgender Satz 4 angefügt: ö i 
Soll ein geringerer Zuſchlag erhoben werden, als der Verhältniszahl entſpricht, fo iſt der Zuſchlag 
nach Anhörung eines Ausſchuſſes des Staatsrats und mit Zuſtimmung eines Ausſchuſſes des Landtags feft- 
zusetzen. Artikel 3. 
Das Geſetz zur Regelung verſchiedener Fragen des kommunalen Abgabenrechts vom 8. Auguſt 1923 
wird wie folgt geändert: f f 
1. Im Artikel II § 1 Satz 3 werden hinter „Vierteljahre“ die Worte „oder Monate“ eingefügt. 
2. Im Artikel III erhalten die SS 1 und 2 folgende Faſſung: 5 


§ 1. 
Wird die Zahlung einer an eine Gemeinde oder an einen Gemeindeverband geſchuldeten 
Abgabe, einſchließlich der auf geſetzlicher Vorſchrift beruhenden Vorauszahlungen, nicht bis zu dem 
vorgeſchriebenen Zeitpunkte geleiſtet, ſo iſt nach näherer Anordnung der Miniſter des Innern und 
der Finanzen ein Zuſchlag zu zahlen. 8 
SE 
Nach näherer Anordnung der Minifter des Junern und der Finanzen kann auch im Falle der 
Stundung eines Steuerbetrags ein Zuſchlag erhoben werden. BES 
3. Artikel III $ 4 wird geſtrichen. 
Er Artikel 4. 
Artikel 1 Nr. 1 und Artikel 2 haben Rückwirkung vom 1. Juli 1923 ab; die monatliche Verhältniszahl 
wird jedoch erſtmalig für den Oktober 1923 feſtgeſetzt. f ’ = E 
Artikel 2 tritt mit dem 1. Dezember 1923 außer Kraft. 
Im übrigen tritt die Verordnung am Tage nach ihrer Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 1. September 1923. f 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
(Siegel) Für den Finanzminiſter: 
N Braun. Severing. Boelitz. 


(Nr. 12610.) Zuſtimmungserklärung des Staatsminiſteriums zu der kirchlichen Notverordnung zur vor⸗ 
) läufigen Regelung des landeskirchlichen Umlagebedarfs. Vom 21. April 1923. 


Der von dem Landeskirchenausſchuſſe der evangeliſchen Landeskirche der älteren Provinzen unter dem 
8. Dezember 1922 erlaſſenen Notverordnung zur vorläufigen Regelung des landeskirchlichen Umlagebedarfs 
wird für das Preußiſche Staatsgebiet die Zuſtimmung erteilt. 

Die Umlagebeſchlüſſe der Landeskirche (Artikel I der Notverordnung) bedürfen der Zuſtimmung des 
Miniſters für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung und des Finanzminiſters. i 

Die ſtaatliche Mitwirkung bei der Ausführung der Artikel IV und V erfolgt nach Artikel 11 und 3 
des Geſetzes, betreffend die evangeliſche Kirchenverfaſſung in den neun älteren Provinzen, vom 3. Juni 1876 
(Geſetzſamml. S. 125). ö 8 f 5 

Berlin, den 21. April 1923. N 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Boelitz. 
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Notverordnung zur vorläufigen Regelung des landeskirchlichen Amlagebedarfs. 
8 Vom 8. Dezember 1922. 


Auf Grund des $ 34, 3 der Generalſynodalordnung vom 20. Januar 1876 (Gefekfamml. S. 8) wird, 
nachdem der Generalſynodalvorſtand ſowohl die Unaufſchieblichkeit anerkannt als auch dem Inhalte dieſes 
Erlaſſes zugeſtimmt hat, unter Vorbehalt einer endgültigen Neuregelung des kirchlichen Finanzweſens ver⸗ 
ordnet, was folgt: : 

Artikel J. 

Der durch ſonſtige Einnahmen nicht gedeckte Ausgabebedarf der Landeskirche für die bisher kirchen⸗ 
geſetzlich zur Deckung durch Umlagen zugelaſſenen landeskirchlichen Zwecke, einſchließlich der bis zum Inkraft⸗ 
treten dieſer Verordnung aus den bisherigen Umlageerträgen gemäß Artikel I Abſ. 3 des Kirchengeſetzes vom 
10. Juli 1909 (K. G. u. V. Bl. S. 75) befriedigten landeskirchlichen Zwecke, ſowie der Deckungsbedarf für 
ſolche Ausgaben, welche vom Evangeliſchen Landeskirchengusſchuſſe bei neu auftretenden landeskirchlichen Be 
dürfuiſſen im Falle der Unaufſchieblichkeit beſchloſſen werden, find auf die Synodalverbände der Landeskirche 
alljährlich umzulegen. 

Artikel II. 

Die Umlegung erfolgt zunächſt auf das der deutſchen Reichsſteuerhoheit unterworfene Gebiet und auf 
die dieſer Steuerhoheit nicht unterworfenen Gebiete der Kirche nach demjenigen Verhältniſſe, mit dem dieſe 
Gebiete im Steuerjahre 1919 an dem Staatseinkommenſteuerſoll der Mitglieder der Landeskirche beteiligt 
waren. Sofern dabei für einzelne außerhalb des deutſchen Steuerhoheitsbereichs liegende Gebiete wegen 
ihrer beſonderen Verhältniſſe Härten entſtehen, iſt der Evangeliſche Oberkirchenrat unter Mitwirkung des 
Generalſynodalvorſtandes ermächtigt, fie zu Laſten des der deutſchen Steuerhoheit unterworfenen landes⸗ 
kirchlichen Gebiets auszugleichen. . 

Artikel III. . 

Der gemäß Artikel II auf das der deutſchen Steuerhoheit unterworfene Gebiet entfallende Umlagen⸗ 
anteil iſt auf die dazugehörigen Provinzialſynodalverbände nach dem Maßſtabe des Reichseinkommenſteuerſolls 
der in ihrem Bezirke wohnenden Mitglieder der Landeskirche zu verteilen. 


5 Artikel IV. 

Für die Aufbringung der nach Artikel III auf die Provinzialſynodalverbände entfallenden Umlagenanteile 
verbleibt es bei den bisherigen Vorſchriften mit der Maßgabe, daß die Matrikel alljährlich aufzustellen oder 
zu ergänzen iſt. Iſt die Provinzialſynode nicht verſammelt, ſo ſtellt der Provinzialſynodalvorſtand unter 
Zuſtimmung des Konſiſtoriums die Matrikel feſt. Dieſe Vorſchriften ſind auch bei der Aufbringung der 
Umlagenanteile in den der deutſchen Steuerhoheit nicht unterworfenen Gebieten der Kirche ſiungemäß anzu⸗ 
wenden, ſofern dort nicht eine beſondere Regelung erfolgt. 


Artikel V. a 
Für die Befugnis der Provinzialſynodalverbände zur Ausſchreibung von Umlagen für provinzielle 
kirchliche Zwecke verbleibt es bei den bisherigen Vorſchriften mit der Maßgabe, daß die durch Umlage zu 
deckenden Ausgaben dieſer Art — abgeſehen von den Synodalkoſten — den zehnten Teil der jeweiligen landes- 
kirchlichen Umlageanforderung an den Provinzialſynodalverband — abgeſehen von der für die General⸗ 
ſynodalkoſten — nicht überſteigen dürfen. 
a 5 Artikel VI. 
Die zur Ausführung dieſer Verordnung erforderlichen Vorſchriften werden durch den Evangeliſchen 
Oberkirchenrat unter Mitwirkung des Generalſynodalvorſtandes erlaſſen. g 


TE Artikel VII. i 
Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung für das Rechnungsjahr 1922 in Kraft. 
Berlin-Charlottenburg, am 8. Dezember 1922. : 


Der Evangeliſche Landeskirchenausſchuß. 
Giegel.) D. Moeller. 
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Nr. 12611.) Verordnung über eine Erhöhung des Ausgleichszuſchlags und der Frauenbeihilfe. Vom 
21. Auguſt 1923. 


Auf Grund der durch das Geſetz vom 12. Juli 1923 (Geſetzſaamml. S. 314) erteilten Ermächtigung ver⸗ 
ordne ich, was folgt: 
Es werden feſtgeſetzt: 
a) der Ausgleichszuſchlag — § 18 Abſ. 1 des Beamten-⸗Dienſteinkommensgeſetzes vom 17. Dezember 
1920/1. April 1923 (Geſetzſamml. 1923 S. 167) in der Faſſung des Geſetzes vom 12. Juli 1923 
(Geſetzſamml. S. 305) — 
für die zweite Hälfte des Monats Juli 1923 auf 574 vom Hundert, 
» „ erſte » » » Auguſt 1923 » 6 504 » » und 
„ zzdeite » » „ s 30 » ; 


b) die Frauenbeihilfe — § 18 Abſ. 2 a. a. O. — . a 
für die zweite Hälfte des Monats Juli 1923 auf 332 000 Mark monatlich, 


» „ erſte » » » Nuguſt 1923 » 3672000 „ » und 
„ 5 zweite » » » » 1923 » 7500000 „ * 


Berlin, den 21. Auguſt 1923. 


Der Finanzminiſter. 
In Vertretung: 5 
Weber. 


(Nr. 12612.) Dritte Verordnung, betreffend die Erhebung einer Wohnungsbauabgabe in Preußen. Vom 
25. Auguſt 1913. j 


Auf Grund der §§ 14 und 17 des Reichsgeſetzes über die Erhebung einer Abgabe zur Förderung des 
Wohnungsbaues in der Faſſung vom 28. März 1923 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 238) und des Reichsgeſetzes über 
die weitere Anpaſſung der Wohnungsbauabgabe an die Geldentwertung vom 18. Auguſt 1923 (Reichsgeſetzbl. 1 
S. 805) wird hiermit verordnet: n 


1. Artikel 4 der Verordnung, betreffend die Erhebung einer Wohnungsbauabgabe in Preußen, vom 
4. Mai 1923 (Geſetzſamml. S. 151) — Erſte Verordnung — erhält folgende neue Ziffer 4: 


4. In Gemeinden, in denen die Veranlagung zur Gebäudeſteuer teilweiſe nicht nach Mietpreifen 
erfolgt iſt, kaun auf Antrag der Gemeinde mit Genehmigung des Finanzminiſters die für 
den Gemeindebezirk nach den Sätzen unter Ziffer 1 veranlagte geſamte Wohnungsbauabgabe 
auf die einzelnen Gebäudebeſitzungen anderweit nach dem Verhältnis der für die Veranlagung 
einer vorläufigen Steuer vom Grundvermögen nach dem Geſetze vom 14. Februar 1923 
(Geſetzſamml. S. 29) maßgebenden Ergänzungsſteuerwerte umgelegt werden. 

Iſt der Ergänzungsſteuerwert einer Gebäudebeſitzung mit dem anderer Grundſtücke 
für die Veranlagung der Grundvermögensſteuer in einem Betrage feſtgeſetzt, ſo iſt der nach 
dem Verhältnis zum Geſamtwert auf die Gebäudebeſitzung entfallende Teil des Ergänzungs- 
1 durch den Grundſteuerausſchuß (85 (2) des Geſetzes vom 14. Februar 1923) 
eſtzuſetzen. \ ; 
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2. Die Verordnung über die Abänderung der Verordnung, betreffend die Erhebung einer Wohnungs⸗ 
bauabgabe in Preußen, vom 4. Mai 1923 (Geſetzſamml. S. 151) — Zweite Verordnung, 
betreffend die Erhebung einer Wohnungsbauabgabe in Preußen — wird wie folgt geändert: 

- a) Unter Ziffer 1 tritt an die Stelle des Wortes »Sechsfache« das Wort »Dreißigfache«. 
p) Unter Ziffer 2 iſt die Zahl 9 000 durch 45 000 zu erſetzen. 
Berlin, den 25. Auguſt 1923. 


Der Finanzminiſter. Der Miniſter für Volkswohlfahrt. 
In Vertretung: In Verkretung: 
Weber. N Conze. 


(Nr. 12613.) Erlaß des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten, betreffend Anderung des 
Tarifs für die Gebühren der Kreistierärzte in gerichtlichen Angelegenheiten vom 15. Juni 1905 
(Geſetzſamml. S. 254) und vom 3. März 1913 (Geſetzſamml. S. 27). Vom 20. Juli 1923. 


Auf Grund des § 3 des Geſetzes, betreffend die Dienſtbezüge der Kreistierärzte, vom 24. Juli 1904 (Geſetzſamml. 
S. 169) werden im Einvernehmen mit dem Preußiſchen Juſtizminiſter und dem Preußiſchen Finanzminiſter 
die Sätze des Tarifs für die Gebühren der Kreistierärzte in gerichtlichen Angelegenheiten vom 15. Juni 1905 
(Geſetzſamml. S. 254) und des dazu ergangenen Nachtrags vom 3. März 1913 (Geſetzſamml. S. 27) mit 
Wirkung vom 15. Juli 1923 an durchweg auf das 11000 fache erhöht. 


Ferner wird die Vorſchrift unter laufender Nr. 10 des Tarifs über die Gebühren der Kreistierärzte in 
gerichtlichen Angelegenheiten vom 15. Juni 1905 (Geſetzſamml. S. 254) vom 15. Juli 1923 ab wie folgt geändert: 
Schreibgebühren für Reinſchriften, ſofern der Veterinärbeamte ſie nicht ſelbſt anfertigt, für die 
Seite, die mindeſtens 32 Zeilen von durchſchnittlich 15 Silben enthält, auch wenn die Herſtellung 
auf mechaniſchem Wege ſtattgefunden hat, 2 500 Mark. Jede angefangene Seite wird voll gerechnet. 
Der Erlaß vom 12. Juli 1923 (Gefeßfamml. S. 370), betreffend Anderung des Tarifs für die Gebühren 
der Kreistierärzte in gerichtlichen Angelegenheiten, wird mit Ablauf des 14. Juli 1923 aufgehoben. 
Berlin, den 20. Juli 1923. 


Der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
In Verkretung: 
Ramm. 


(Nr. 12614.) Erlaß des Miniſters für Volkswohlfahrt, betreffend Anderung des Tarifs für die Gebühren 
der Kreisärzte und des Tarifs für die Gebühren der Chemiker für gerichtliche und medizinal⸗ 
polizeiliche Verrichtungen. Vom 18. Auguſt 1923. 


Auf Grund des § 8 Ab. 2 des Geſetzes, betreffend die Gebühren der Medizinalbeamten, vom 14. Juli 1909 
(Geſetzſamml. S. 625) werden im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter und dem Juſtizminiſter die in der 
Anlage I des Geſetzes angegebenen Sätze des Tarifs für die Gebühren der Kreisärzte, mit Ausnahme der 
Gebühr nach Ziffer 10a, ſowie die in der Anlage II angegebenen Sätze des Tarifs für die Gebühren der 
Chemiker für gerichtliche und medizinalpolizeiliche Verrichtungen mit Wirkung vom 20. Auguſt 1923 ab 
durchweg auf das 200 000 fache erhöht. Gleichzeitig werden die Sätze zu Ziffer 10 a des Tarifs für die 
Gebühren der Kreisärzte auf das 100 000 fache erhöht. 


ey 


Ferner wird die Vorſchrift unter K IV Nr. 18 der Anlage des Geſetzes mit Wirkung vom 20. Auguſt 1923 
ab wie folgt geändert: a 5 8 25 
Schreibgebühren für Reinſchriften, ſofern der Kreisarzt fie nicht ſelber aufertigt, für die 
Sieite, die mindeſtens 32 Zeilen von durchſchnittlich 15 Silben enthält, auch wenn die Herſtellung 
auf mechaniſchem Wege ſtattgefunden hat, 45 000 Mark. ö 
Jede angefangene Seite wird voll gerechnet. a 
Der Erlaß vom 13. Auguſt 1923 (Geſetzſamml. S. 404), betreffend Anderung des Tarifs für die 
Gebühren der Kreisärzte uſw., wird mit Ablauf des 19. Auguſt 1923 aufgehoben. a 
Berlin, den 18. Auguſt 1923. N 


Der Preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt. 
a Hirtſiefer. 


(Nr. 12615.) Bekanntmachung über den Bezugspreis der Preußiſchen Geſetzſammlung. Vom 28. Auguſt 1923. 


* i 
Vom 1. Oktober 1923 beträgt der Bezugspreis der Preußiſchen Geſetzſammlung vierteljährlich 2 500 000 Mark. 
Berlin, den 28. Auguſt 1923. — 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. 


8 Bekanntmachung. 
* .. DER 3 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 5. Juni 1923, betreffend die Verleihung des 
Rechts zur dauernden Beſchränkung des Grundeigentums an die Süddeutſche Eiſenbahngeſellſchaft 
(Direktion der Eſſener Straßenbahnen) in Eſſen für Zwecke des Straßenbahnbetriebs in Stadt- 
und Landkreis Eſſen, durch das Amtsblatt der Regierung in Düſſeldorf Nr. 30 S. 277, ausgegeben 
am 28. Juli 1923; 

2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 21. Juni 1923, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Hamborn für die Verlängerung der elektriſchen Straßen- 
bahn, durch das Amtsblatt der Regierung in Düſſeldorf Nr. 30 S. 278, ausgegeben am 28. Juli 1923; 

3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 31. Juli 1923, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Landgemeinde Oſterath für die Erweiterung des Rathauſes, durch das 
Amtsblatt der Regierung in Düſſeldorf Nr. 33 S. 317, ausgegeben am 18. Auguſt 1923; 

4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 3. Auguſt 1923, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Aktiengeſellſchaft Bentelerwerke, Werk Neuhaus i. W. zu Neuhaus, für 
die Herſtellung einer Privatanſchlußbahn, durch das Amtsblatt der Regierung in Minden Nr. 33 
S. 156, ausgegeben am 18. Auguſt 1923. 


Redigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Beſtellungen ſind an die Poſtanſtalten zu richten 


